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(Nr. 14048.) Geſetz über baupolizeiliche Zuſtändigkeiten. Vom 15. Dezember 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
(1) Für die baupolizeiliche Erlaubnis (Baugenehmigung) und die baupolizeilichen Ab⸗ 
nahmen ſind ; 
a) in Landkreiſen die Kreispolizeibehörden, 
b) in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörden 
zuſtändig. 
(2) Der zuſtändige Miniſter kann für einzelne Verwaltungsbezirke eine abweichende Regelung 
treffen. 


82. 

() Über Befreiungen (Dispenſe) von Beſtimmungen der Baupolizeiverordnungen (Bau: 
ordnungen) beſchließen die Baugenehmigungsbehörden ($ 1). 

(2) Für Befreiungen von Beſtimmungen hinſichtlich der baulichen Ausnutzbarkeit der Grund⸗ 
ſtücke in der Fläche, Höhe und Geſchoßzahl, der Benutzungsart (Wohngebiet, Induſtriegebiet u. dgl.) 
und der Bauweiſe (geſchloſſene, offene Bauweiſe) ſowie beim Bau von Theatern, öffentlichen 
Verſammlungsräumen, Waren- und Geſchäftshäuſern bedarf die Baugenehmigungsbehörde der 
Zuſtimmung des Regierungspräſidenten. Das gleiche gilt in allen Fällen bei Befreiungen für 
Bauten, die ganz oder teilweiſe für Rechnung von Gemeinden (Gemeindeverbänden) ausgeführt 
werden. 

(3) Die nach Abſ. 2 erteilte Zuſtimmung bindet die zuſtimmende Behörde nicht im Beſchwerde⸗ 
verfahren. ۱ 

(4) Gegen die Beſchlüſſe der ٤+ und des Bürgermeiſters als Ortspolizei⸗ 
behörde, durch die eine Befreiung verſagt oder nur bedingt erteilt wird, ſteht dem Bauherrn inner⸗ 
halb zweier Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten zu. Die Beſchwerdeentſcheidung 
iſt endgültig. 

§ 3. 

() Der zuständige Miniſter kann auch von anderen als den im § 2 Abſ. 2 genannten Be⸗ 
ſtimmungen der Bauordnungen die Befreiung von der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten 
abhängig machen. 
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(2) Der Regierungspräſident kann ſeine Zuſtimmung gemäß و‎ 2 Abſ. 2 Satz 1 für genau 
umgrenzte Fälle allgemein geben. f 
a 8 4. 
Soweit in dieſem Geſetze die Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten vorgeſehen tft, tritt 
an ſeine Stelle im Verwaltungsbereich der Stadt Berlin der Oberpräſident und im Verwaltungs⸗ 
bereich des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk der Verbandspräſident. 


85. 
Die Ausführungsbeſtimmungen erläßt der zuſtändige Miniſter. 


§ 6. 
)) Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1934 in Kraft. 

Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes treten entgegenſtehende Be⸗‏ و 
bis 145 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Ver⸗‏ 143 و8 ſtimmungen, insbeſondere die‏ 
waltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguft 1883 (Geſetzſamml. S. 237), außer‏ 
Kraft. ۰‏ 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14049.) Geſetz zur Anderung der Beſtimmungen des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes über die 
Zugehörigkeit von Rabbinern zu den Schuldeputationen und Schulvorſtänden. Vom 
18. Dezember 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


81. 

Das Geſetz, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 
(Geſetzſamml. S. 335) in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Oktober 1920 (Geſetzſamml. S. 535) 
wird wie folgt geändert: 7 0 

1. Im و‎ 44 wird Ziffer I 5 geſtrichen. 

2. Im 8 44 III werden die Worte „in 1 Nr. 2 bis 5“ erſetzt durch die Worte „in I 

Nr. 2 bis ۰ 
3. Im 5 47 Abſ. 3 wird der fünfte Satz geſtrichen; der ſechſte Satz erhält den Wortlaut: 
Umfaßt der Schulverband nur Schulen, die mit Lehrkräften ein und derſelben 
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Konfeſſion beſetzt find, fo gehört der Pfarrer der anderen Konfeſſion dem Schul⸗ 
vorſtande nicht an. 


4. Im 8:50 Abſ. 6 wird das Wort „Rabbiner“ geſtrichen. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 18. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hier⸗ 
mit verkündet. 


Berlin, den 18. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14050.) Geſetz über die Beaufſichtigung von unterirdiſchen Mineralgewinnungsbetrieben und 
Tiefbohrungen. Vom 18. Dezember 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

(1) Für die unterirdiſche Aufſuchung und Gewinnung von Mineralien, ähnlichen Stoffen, 
Steinen und Erden, die dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unterliegen und für die 
eine beſondere geſetzliche Regelung bisher nicht getroffen iſt, gelten nachfolgende Vorſchriften des 
Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten entſprechend: 

1. Titel III Abſchnitt 1 „von dem Bergwerkseigentum im allgemeinen“ der 5 59; 

2. Titel III Abſchnätt 2 „von dem Betrieb und der Verwaltung“ die SS 66 bis 79 
einſchließlich; 

3. Titel Ill Abſchnitt 3 „von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ die 88 0 
bis 93 einſchließlich mit der Maßgabe, daß bei nicht knappſchaftlich verſicherten Betrieben 
die im § 92 bezeichneten Geldſtrafen derjenigen Hilfskaſſe zufallen, welcher der Arbeiter 
angehört, in Ermangelung einer ſolchen einer anderen zum Beſten der Arbeiter an dem 
Orte beſtehenden, von der Gemeindebehörde zu beſtimmenden Kaſſe und in deren Er⸗ 
mangelung der Ortsarmenkaſſe; 

4. Titel VIII „von den Bergbehörden“ die 55 187 bis 195 einſchließlich; 

5. Titel N „von der Bergpolizei“ die 55 196 bis 209 a einſchließlich; 

6. Titel XII „Schlußbeſtimmungen“ der § 242. 

(2) Das gleiche gilt für die zugehörigen oberirdiſchen Betriebsanlagen und Aufbereitungs⸗ 

anſtalten. 

(8) Die Bergbehörde kann den Unternehmer wegen geringen Umfanges des Betriebs von der 
Befolgung des 8 72 des Allgemeinen Berggeſetzes befreien. 
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8 2. 

Wird die unterirdiſche Aufſuchung und Gewinnung der im 5 1 Abſ. 1 bezeichneten Stoffe von 
mehreren Perſonen betrieben, jo finden die Beſtimmungen des § 211 6 des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. 

83. 

() Der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit kann anordnen, daß die Vorſchriften des 5 1 
Abſ. 1 Ziffern 1, 4 und 5 und des 5 2 auch auf ſolche Betriebe einſchließlich der zugehörigen Betriebs⸗ 
anlagen und Aufbereitungsanſtalten Anwendung finden, in denen die im § 1 Abſ. 1 aufgeführten 
Stoffe im Tagebau gewonnen werden, wenn ſie mit unterirdiſchen Betrieben der im § 1 Abſ. 1 
bezeichneten Art oder mit ſonſtigen der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden Betrieben räum⸗ 
lich und betrieblich zuſammenhängen. 

(2) Der Miniſter für Wiſſenſchaft und Arbeit kann die polizeiliche Aufſicht über einen der im 
8 1 aufgeführten Betriebe dem Gewerbeaufſichtsbeamten übertragen. Gleiches gilt für einen Be⸗ 
trieb im Sinne von Abſ. 1. 

§ 4. 

(1) In den Provinzen Hannover, Schleswig⸗Holſtein und Sachſen, im Regierungsbezirk Kaſſel 
ſowie in weiteren durch Verordnung des Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit zu beſtimmenden 
Bezirken gelten die 55 67 bis 70, 73 bis 77 und die Vorſchriften des VIII. und IX. Titels des 
Allgemeinen Berggeſetzes auch für die der bergbehördlichen Aufſicht ſonſt nicht unterſtehenden 
Bohrungen, ſofern fie tiefer als 100 m in den Boden eindringen. 

(2) Wer eine ſolche Bohrung für eigene oder fremde Rechnung ausführt, iſt verpflichtet, fein 
Vorhaben der Bergbehörde mindeſtens zwei Wochen vor dem Beginne der Arbeiten anzuzeigen. Die 
Anzeige durch einen Mitverpflichteten befreit die übrigen von der Anzeigepflicht. 

(3) Die Einſtellung der Bohrarbeiten hat der mach Abſ. 2 Verpflichtete mindeſtens eine Woche 
vorher der Bergbehörde anzuzeigen; werden die Arbeiten ſchon in kürzerer Friſt eingeſtellt, ſo iſt 
die Anzeige unverzüglich zu erſtatten. 

(4) Übertretungen der Vorſchriften in Abſ. 2 und 3 werden gemäß 5 207 des Allgemeinen 
Berggeſetzes beſtraft. 

(5) Durch Verordnung des Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit können für beſtimmte 
Gebiete innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Abſ. 1 die in dieſem Abſatz aufgeführten 
Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes außerdem auf ſolche der bergbehördlichen Aufſicht ſonſt 
nicht unterſtehenden Bohrungen für anwendbar erklärt werden, die mit mechaniſcher Kraft ange⸗ 
trieben werden. Die Beſtimmungen der Abſ. 2 bis 4 finden Anwendung. 


8 5. 

() Alle mit mechaniſcher Kraft angetriebenen Bohrungen, die nicht der Aufſicht der Berg⸗ 
behörde unterſtehen, müſſen zwei Wochen vor Beginn der Arbeiten von demjenigen, der eine 
ſolche Bohrung für eigene oder fremde Rechnung ausführt, dem Bergrevierbeamten angezeigt 
werden. Dieſem ſind ferner ſämtliche Bohrergebniſſe mitzuteilen. Die Anzeige durch einen Mit⸗ 
verpflichteten befreit die übrigen von der Anzeigepflicht. Der Bergrevierbeamte iſt berechtigt, die 
Richtigkeit der Angaben nachzuprüfen. 


(2) Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe beſtraft. 


§ 6. 
(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 
(2) Bohrungen im Sinne des § 4, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits begonnen 


find, hat der nach § 4 Abſ. 2 Verpflichtete der Bergbehörde unverzüglich anzuzeigen. 5 4 Abſ. 4 
gilt entſprechend. 
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(3) Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit 
beauftragt. 


Berlin, den 18. Dezember 1933. 


(Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schmitt. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hier⸗ 
mit verkündet. 


Berlin, den 18. Dezember 1933. 


۱ Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14051.) Zweite Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole. 
Vom 15. Dezember 1933. 


Auf Grund des 5 11 des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 285) wird folgendes beſtimmt: 


§ 1. 
Oberſte Landesbehörde im Sinne des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole iſt der 
Oberpräſident der Provinz Brandenburg und von Berlin. 


Höhere Verwaltungsbehörden im Sinne des genannten Geſetzes ſind die Kreispolizeibehörden. 
Polizeibehörden im Sinne des Geſetzes find die Ortspolizeibehörden. 


§ 2. 
Zum Vertreter des öffentlichen Intereſſes ($ 4 Abſ. 2 des Geſetzes) wird der Polizeipräſident 
in Berlin beſtellt. 
§ 3. 


Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole vom 12. Juni 
1933 (Geſetzſamml. S. 211) außer Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 
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